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Volle Unterstützung für Hannelore Kraft

Auf dem Landesparteitag der NRW SPD wurde Hanne-
lore Kraft einstimmig zur Spitzenkandidatin für die

Landtagswahl am 9. Mai nominiert (Bericht ab Seite 6)
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STANDPUNKT

Die schwarz-gelbe Klientelpolitik

Union und FDP missachten das Gemeinwohl

Liebe Leserinnen und Leser,

es ist in der deutschen Geschichte wohl einzigar-

tig, dass sich nur wenige Monate nach der Bundes-

tagswahl Bundespräsident Horst Köhler „ent-

täuscht“ über die Arbeit der Bundesregierung äu-

ßert und sich genötigt sieht, vor überzogenen

Steuersenkungen zu warnen – dem zentralen

Wahlversprechen dieser Koalition.

In der Tat: das, was Schwarz-Gelb

bislang „geleistet“ hat, empört: einen

Koalitionsvertrag, der vieles offen

lässt und zahlreiche Kommissionen

beschäftigt. „Koalitionspartner“, die

abwechseln die Rolle der Opposition

in der Regierung übernehmen. Da

schimpfen Union und FDP übereinan-

der und die CSU-Landesgruppe strei-

tet mit ihrer eigenen Parteiführung in

München.

Gerade in einer Zeit, in der unser

Land angesichts der Wirtschaftskrise

Konzepte und Orientierung braucht, versagt diese

„Scheinregierung“. Die Kanzlerin wird ihrer

Verantwortung in keiner Weise gerecht und lässt

mal wieder jegliche Führung vermissen. Sie duckt

sich weg, wenn es um unbequeme Themen geht

und lässt ihren Koalitionspartner wie gewohnt

agieren.

Das konnte sie sich mit der SPD leisten, die die

guten Konzepte in der Großen Koalition ausge-

arbeitet hat, von der Bankenrettung bis zu den

erfolgreichen Konjunkturpaketen. Nur deshalb

hat Deutschland bislang die Krise weit besser ge-

meistert als alle anderen vergleichbaren Länder in

Europa, gerade auf dem Arbeitsmarkt.

Die FDP steht aber in lange nicht mehr da gewe-

sener Weise für eine reine Klientelpolitik. Ge-

stärkt durch ein gutes Wahlergebnis haben sie die

Kopfpauschale und eine ökonomisch unsinnige

Milliardenentlastung für Hoteliers durchsetzen

können - und zwar zu Lasten einer höheren Neu-

verschuldung!

Mit Finanz- und Wirtschaftskompetenz hat das

nichts zu tun – sehr wohl aber mit einer Pflege der

eigenen Wählerklientel. Da passt es ins Bild, dass

„Außenminister“ Guido Westerwelle bevorzugt

seinen Freundeskreis mit auf Auslandreisen

nimmt. Dass er auf berechtigte Fragen so dünn-

häutig reagiert und Kritik mit angeblich drohen-

dem „Schaden für Deutschland“ abzuwehren ver-

sucht, zeigt einmal mehr, dass er jedes Maß verlo-

ren hat. Sein Satz „Ihr kauft mir den Schneid nicht

ab“ hätte man von seinen Vorgängern niemals

gehört. So führt sich doch eher ein Pennäler auf:

mal tobend, mal grinsend, aber immer ohne Sou-

veränität und das Gefühl für die richtige Balance.

Eine größere Fehlbesetzung kann es wohl kaum

geben. Mal abgesehen vielleicht von Dirk Niebel,

der ausgerechnet das Entwicklungs-

hilfeministerium führt, das er vor der Wahl am

liebsten abschaffen wollte. So sind sie eben, die

„Liberalen“ von heute – gerade,

wie es beliebt.

Selbst viele Abgeordnete aus den

Reihen der Unionsfraktion spre-

chen einen in diesen Tagen an. Sie

klagen über die maßlosen Attitü-

den der Kollegen der FDP, die

viele nicht für regierungsfähig hal-

ten. Nun hält sich das Mitgefühl an

dieser Stelle in Grenzen. Schließ-

lich handelt es sich ja um den er-

klärten „Wunschpartner“. Was

allerdings schon fassungslos

macht, ist die Frechheit und Igno-

ranz, mit der am Ende das Ge-

meinwohl zugunsten einer bloßen Partei- und

Klientelpolitik zurückgedrängt wird – eben mit

Unterstützung der Union.

Umso mehr wird es nun darauf ankommen, dass

von der Landtagswahl in NRW am 9. Mai das

richtige Signal ausgeht. Schließlich war die

schwarz-gelbe Koalition in Düsseldorf der geplante

Vorläufer für die heutige Bundesregierung. Eine

Niederlage wäre die richtige Antwort auf das Cha-

os in Berlin. Und man könnte die schwarz-gelbe

Bundesratsmehrheit knacken und somit letztlich

beispielsweise die Kopfpauschale stoppen.

Verdient hätten Rüttgers und Pinkwart eine

Abwahl allemal. Nicht nur, weil sie selbst dem

Berliner Koalitionsvertrag zugestimmt haben (auch

wenn sie manchmal so tun, als ob sie nicht dabei

gewesen wären). Vor allem kann Schwarz-Gelb

in der Landespolitik keine echten Erfolge nach-

weisen, bleibt stattdessen beispielsweise in der

Bildungspolitik hinter allen Versprechungen weit

hinterher.

Auch in NRW bietet die SPD die besseren Konzep-

te - und mit Hannelore Kraft eine glaubwürdige

und kompetente Spitzenkandidatin. Die Wählerin-

nen und Wähler haben es selbst in der Hand, wie

sie regiert werden wollen.

Herzlichst

Ihr
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WAHLKREIS

Hannelore Kraft zu Gast beim Empfang der SPD Porz/Poll

Toller Abschied für den früheren Bezirksvorsteher Hans-Gerd Ervens

Große Resonanz fand auch in diesem Jahr der

traditionelle Neujahrsempfang des SPD-

Stadtbezirks Porz/Poll. Im festlich geschmückten

Porzer Rathaussaal begrüßte der Stadtbezirksvor-

sitzende Ingo Jureck am 21. Januar über 200

Gäste, darunter die Bundestagsabgeordneten

Martin Dörmann und Rolf Mützenich, Kölns

SPD-Vorsitzenden Jochen Ott, die SPD-

Landtagsabgeordneten Stephan Gatter und Marc

Jan Eumann sowie die SPD-Landtagskandidaten

Tayfun Keltek und Lisa Steinmann.

Sie alle waren gekommen, um Hannelore Kraft

als prominente Gastrednerin zu erleben. Die SPD-

Landesvorsitzende hob die Bedeutung der Kom-

munen für eine gute soziale Entwicklung hervor

und sparte nicht an Kritik an der schwarz-gelben

Landesregierung, die die Kommunen finanziell

allzu oft im Regen stehen ließen.

Stattdessen unterstützte diese lieber die wirt-

schaftlich sinnlosen Steuergeschenke des Bundes

an reiche Erben und Hoteliers und reiße die Kom-

munen damit noch tiefer in die Schuldenfalle.

Und so fehlten dann die Mittel, um die Strukturen

zu verändern. Deswegen sei eine SPD-geführte

Landesregierung so wichtig, denn „wir stellen nicht

den Markt im Mittelpunkt, sondern den Men-

schen!“, betonte Frau Kraft unter starkem Beifall

des Publikums.

Zu Beginn befragte Moderator Wolfgang Link (Mitte) in

einer Talkrunde (v. l.): Willi Stadoll, Simon Bujanowski,

Martin Dörmann sowie Jochen Ott, der im Wahlkreis

Porz/Kalk-Ost für den Landtag kandidiert

Wie wichtig es sei, nach fünf Jahren die Strukturen

in NRW zu erneuern, zeige auch das mangelhafte

Zeugnis der Landesregierung beim Thema Bildung.

Alle Experten betonen, wie wichtig eine frühkindli-

che Bildung für die Entwicklung von Kindern sei,

hob Hannelore Kraft hervor. „Es ist viel besser,

dieses Geld am Anfang zu investieren und damit

den Sturz eines Kindes zu verhindern“, betonte

sie, menschlich wie auch sozial: „Ich will, dass wir

an keiner Stelle ein Kind durch eine falsche Wei-

chenstellung verlieren!“

Für eine falsche Richtung stehe aber die Bildungs-

politik der Landesregierung von CDU und FDP:

„Kopfnoten, das Desaster beim Turboabitur oder

die mangelnde Durchlässigkeit des Schulsystems

nach oben – auf neun Kinder die fallen, steigt ge-

rade mal eins auf – zeigen wie wenig die Landes-

regierung von Bildungspolitik versteht“, hob Kraft

hervor.

Ihre Alternative: „Man muss die Kinder mitneh-

men, indem man Gemeinschaftsschulen einrichtet,

wo Kinder länger gemeinsam lernen können. Auch

müssen die Gebühren vom Kindergarten bis zur

Hochschule weg, um die Durchlässigkeit des Sys-

tems zu garantieren.“

Kein gutes Haar ließ Kraft auch an der Sozial- und

Arbeitsmarktpolitik von Union und FDP. „Wir müs-

sen wir für die Menschen, die keine Chance auf

einen Job auf dem 1. Arbeitsmarkt haben, einen 2.

Arbeitsmarkt schaffen. Denn Arbeit schafft Struk-

turen in Alltag und Würde! Und wir müssen endlich

Mindestlöhne einführen, alleine schon um Dum-

pinglöhne zu verhindern. Denn diese müssen dann

vom Staat aufgestockt werden, so dass die Steu-

erzahler die Gewinne der Unternehmer bezahlen.“

Wie unsozial Schwarz-Gelb sei, beweise auch die

Forderung nach einer Erhöhung der

Zuverdienstgrenze. Mittels dieser würden noch

mehr Menschen nicht in die Sozialsysteme einzah-

len. So werde die Solidarität in unserem Lande

noch weiter ausgehöhlt, warnte Kraft. „Das Koali-

tionsprogramm der Bundesregierung ist eindeutig:

Die Parität im Sozialsystem soll aufgehoben wer-

den. Das heißt, alle weiteren Steigerungen erfol-

gen alleine auf die Schultern der Arbeitnehmer!

Um dies zu verhindern muss die Schwarz-Gelbe

Mehrheit im Bundesrat rückgängig gemacht wer-

den. Nur mit einer SPD geführten Landesregierung

in NRW kann sichergestellt werden, dass die Soli-

darität hochgehalten wird und der Mensch im Mit-

telpunkt steht!“.

Nach der fulminanten Rede ging es emotional wei-

ter. Der ehemalige Bezirksvorsteher und SPD-
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Fraktionsvorsitzende in der Porzer Bezirksvertre-

tung Hans-Gerd Ervens, der nach der letzten

Kommunalwahl aus der Bezirksvertretung Porz

ausschied, wurde für seine ehrenamtliche Arbeit

geehrt. Der Porzer Bezirksbürgermeister Willi

Stadoll würdigte in der Laudatiorede Ervens als

eine „hochanständige“ Persönlichkeit, die sich

durch das ehrenamtliche Engagement in zahlrei-

chen Vereinen und als „Mann des Volkes“ ausge-

zeichnet habe. Als Kennzeichen der Wertschätzung

verlieh der Bezirksbürgermeister die Ehrenbür-

germeister-Halskette an dem sichtlich gerührten

Ervens. In seiner gewohnt trocken-charmanten Art

bedankte er sich mit einer – diesmal wirklich recht

kurzen – Rede und vergaß dabei nicht, sich bei

seiner Frau Helga für die langjährige Unterstüt-

zung zu bedanken.

Den stimmungsvollen Abschluss des Neujahrsemp-

fangs bildete der Einzug des Porzer Dreige-

stirns, das kräftig Orden verteilte und zum

Mitschunkeln einlud.

Impressionen vom Neujahrsempfang der SPD Porz/Poll

SPD-Frühjahrsempfänge

Im Wahlkreis gab es im März die traditionellen

Frühjahrsempfänge der SPD, die wieder gut be-

sucht waren und in erster Linie den Gesprächen

zwischen Mandatsträgern und Vereinsvertretern

dienten. In Rath/Heumar berichteten am 14.

März Ortsvereinsvorsitzender und BV-Fraktionschef

Oliver Krems, Bezirksbürgermeister Markus

Thiele, Landtagskandidat Jochen Ott sowie Mar-

tin Dörmann aus ihren jeweiligen Politikberei-

chen. Der SPD-Stadtbezirk Innenstadt hatte am

21. März in den Kölnischen Kunstverein „Die Brü-

cke“ geladen. Nach den Reden von Stadtbezirks-

vorsitzendem Karl-Heinz Walter, den Landtags-

kandidaten Ingrid Hack und Stephan Gatter

sowie Martin Dörmann führte Direktorin Anja

Nathan-Dorn die Besucher durch das Haus.

Wahlkampfhelferfeier in der „Ständigen Vertretung Köln“

In der „Ständigen Vertretung Köln“ feierten am 19. März rund 80 aktive SPD-Wahlkampfhelfer/innen ei-

nen erfolgreichen Bundestagswahlkampf und stimmten sich gleichzeitig bereits auf den Landtagswahl-

kampf ein. Eingeladen hatten Martin Dörmann und die beiden Landtagskandidaten Jochen Ott und

Stephan Gatter, MdL. Die atmosphärische Altstadt-Kneipe ist für ihre vielen Politikerbilder berühmt.

Elke Heldt wurde als Wahlkreismitarbeiterin

verabschiedet. Martin Dörmann dankte ihr für

vier Jahre gute Zusammenarbeit und überreichte

als Erinnerung eine gebundene Ausgabe der

Berlin Depeschen aus dieser Zeit

Gut gelaunt: Jochen Ott, Wirt Thomas Ulrich,

Martin Dörmann und Stephan Gatter (v.l.).

Anschließend sorgte Sänger Björn Heuser

mit kölschen Liedern für Stimmung
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KÖLN

Frank Walter Steinmeier kritisiert die schwarz-gelbe „Scheinregierung“

Fraktion vor Ort-Veranstaltung mit den Kölner SPD-Bundestagsabgeordneten

Unter dem Titel „Für Wachstum, Arbeit und Teilhabe“

luden die drei Kölner SPD-Bundestagsabgeordneten in

ihrer Reihe „Fraktion vor Ort“ den Fraktionsvorsitzenden

der SPD im Bundestag Frank-Walter Steinmeier ein.

Im Bürgerzentrum Nippes konnten sie am 11. März über

250 Gäste begrüßen, darunter auch die Landtagskandi-

daten Marc Jan Eumann und Tayfun Keltek.

Frank-Walter Steinmeier mit den drei Kölner
Bundestagsabgeordneten Karl Lauterbach,

Rolf Mützenich und Martin Dörmann

Steinmeier ging mit der schwarz-gelben „Scheinregie-

rung“ heftig ins Gericht. Sie verfolge die Interessen ein-

zelner Lobby-Gruppen und ignoriere dabei das Gesamt-

wohl der Bevölkerung. Zugleich machte er sozialdemo-

kratische Alternativen deutlich.

Steinmeier betonte, wie wichtig es sei, bei der kommen-

den NRW-Wahl ein bundespolitisches Zeichen zu setzten

und mit Hannelore Kraft eine neue Ministerpräsidentin

ins Amt zu wählen. Er stellte sich hinter deren Vorschlä-

ge für zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten von

Hartz-IV-Empfänger: „Den Menschen eine sinnvolle Be-

schäftigung zum Beispiel im sozialen Bereich anzubieten,

wenn ihnen der Zugang zum Arbeitsmarkt ansonsten

verschlossen bliebe, und diese dadurch vielleicht auch

derart zu aktivieren, dass sie wieder auf dem 1. Arbeits-

markt eine Beschäftigung finden, dass ist der richtige

Weg“, sagte Steinmeier unter zustimmenden Beifall des

Publikums.

In der von Martin Dörmann moderierten Diskussion

ging er auch auf Fragen zur Finanzmarktkrise ein. „Peer

Steinbrück und ich haben schon letztes Jahr einen um-

fassenden Reformvorschlag entwickelt, der das Treiben

der Spekulanten verhindern und die Finanzmärkte an

den durch sie verursachten Kosten beteiligen würde,

etwa durch die Einführung einer volumenabhängigen

Börsenumsatzsteuer“.

Erfolgreicher Start für den „Dialogkreis Netzpolitik“

Martin Dörmann und Marc Jan Eumann initiierten neue Expertenrunde

Die Bedeutung des Internets und digitaler Medien nimmt

immer weiter an Bedeutung zu. Wegen der Vielzahl von

grundlegenden und zum Teil kontrovers diskutierten

Fragestellungen hat der Deutsche Bundestag inzwischen

eine Enquête-Kommission „Internet und digitale Gesell-

schaft“ eingesetzt, der auch Martin Dörmann angehört

(siehe Seiten 8 ff.).

Vor diesem Hintergrund haben Martin Dörmann und

Marc Jan Eumann als Kölner Abgeordnete, die sich

landes- bzw. bundespolitisch schwerpunktmäßig mit

Fragen der Medienpolitik befassen, gemeinsam mit ande-

ren Fachleuten eine Gesprächsreihe unter dem Titel

„Dialogkreis Netzpolitik“ ins Leben gerufen. In Ergänzung

zu anderen Gesprächsangeboten sollen hierdurch hoch-

karätige Experten und Entscheidungsträger aus Wirt-

schaft, Wissenschaft und Medien angesprochen werden,

die im Bereich der Informations- und Kommunikations-

technologie (IKT) tätig sind.

Bereits die Auftaktveranstaltung am 10. März zum The-

ma „Die digitalen Supermächte: Google, Microsoft und

Co.- Mehrwert oder Bedrohung des freien Internets?“

war ein voller Erfolg. Über 60 Experten folgten der Einla-

dungen, zusätzliche Anfragen konnten aus Kapazitäts-

gründen nicht mehr berücksichtigt werden. Im Anschluss

an die Einführungsvorträge von Ibrahim Evsan, Grün-

der von Sevenload, sowie Spiegelredakteur Martin U.

Müller entwickelte sich eine spannende Diskussion. Die

Reihe soll mit vier bis fünf Veranstaltungen pro Jahr

fortgesetzt werden.
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Das Kandidatenteam der Kölner SPD zur Landtagswahl 2009

Das SPD-Team von links nach rechts (mit Wahlkreis):

Jochen Ott (Porz, Merheim, Brück, Rath/Heumar)

Martin Börschel (Ehrenfeld, Nippes, Bilderstöckchen)

Tayfun Keltek (Chorweiler, Riehl, Niehl, Weidenpesch,
Longerich, Mauenheim)

Lisa Steinmann (Lindenthal)

Ingrid Hack (Rodenkirchen, südliche Innenstadt)

Stephan Gatter (Kalk, Vingst, Höhenberg, Ostheim,
Neubrück, Humboldt/Gremberg, nördliche Innenstadt)

Marc Jan Eumann (Mülheim)

→ Nähere Informationen zu den einzelnen Kandidatinnen und Kandidaten standen
in der letzten Ausgabe unserer Berlin Depesche (Nr. 57 Januar 2010)

NRW

SPD-Landesparteitag

Hannelore Kraft führt die NRWSPD in die Landtagswahl

Mit 99% wurde Hannelore Kraft beim Parteitag

der NRWSPD in Dortmund am 26./27. Februar

2010 wieder zur Chefin der nordrhein-

westfälischen SPD gewählt, einstimmig war das

Ergebnis, als es um die Wahl der Spitzenkandida-

tin für die am 9. Mai 2010 stattfindende Land-

tagswahl ging. Damit hat die Partei ihrer Spitzen-

kandidatin zehn Wochen vor der Wahl demonstra-

tiv den Rücken gestärkt.

Bei der Bestimmung der Landesliste wurde Kölns

SPD-Vorsitzender Jochen Ott auf einen vorderen

Listenplatz 8 gewählt. Zudem wurde es als einer

der stellvertretenden Landesvorsitzenden bestä-

tigt.

Vor ihrer Wiederwahl hatte die SPD-Landeschefin

Hannelore Kraft ihre Partei auf eine harte Wahl-

kampfauseinandersetzung eingestimmt. Dabei

stellte sie die Bildungspolitik und die Überschul-

dung der Kommunen in den Mittelpunkt ihrer Re-

de: „Wir haben den Mut, Strukturen zu verän-

dern.“ Am 9. Mai müsse Schluss damit gemacht

werden, dass Schwarz-Gelb die Städte und Ge-

meinden immer weiter ausbluten lasse. 3,1 Milliar-

den Euro habe die Regierung Rüttgers den Kom-

munen seit ihrer Regierungsübernahme 2005

weggenommen. Die SPD werde im Falle ihres

Wahlsieges für einen Entschuldungsfonds kämp-

fen. In der Bildung trat Hannelore Kraft erneut für

kostenfreie Bildung vom Kindergarten bis zur

Hochschule ein. In der neuen Gemeinschaftsschule

sollen künftig alle Kinder bis zur 10. Klasse ge-

meinsam unterrichtet werden. Unter einem Dach

sollen dann mehrere Bildungsgänge und Schulab-

schlüsse möglich sein. An den NRW-Hochschulen

soll wieder gebührenfrei studiert werden können.

„Nein zur Kopfpauschale – Schwarz-Gelb gefähr-

det Ihre Gesundheit“ lautete das Motto das der

SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel auf dem Lan-

desparteitag in Dortmund vorstellte. Mit den ge-

planten Reformen bei der gesetzlichen Kranken-

versicherung drohe die Zerschlagung des Gesund-

heitssystems, sagte Gabriel. Er rief dazu auf, dass

von der Entscheidung in NRW ein kräftiges Signal

an die Bundesebene ausgehen müsse: „ Wir wollen

mit einem Regierungswechsel und einer Ablösung

von Rüttgers einen Politikwechsel in Berlin einlei-

ten.“

Auf der nächste Seite sind Eckpunte des Land-

tagswahlprogrammes nachzulesen, das auf dem

Landesparteitag beschlossen wurde.
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Eckpunkte des SPD-Wahlprogramms zur Landtagswahl am 9. Mai

Unser NRW - Mutig. Herzlich. Gerecht.

Nordrhein-Westfalen steht vor einer wichtigen

Entscheidung, vor einer Weichenstellung: In wel-

cher Gesellschaft wollen wir künftig leben? Wie

schaffen wir wirtschaftliche Dynamik und Wohl-

stand, ohne faire Teilhabe und soziale Sicherung

preiszugeben? Wie verbinden wir Leistung und

Gerechtigkeit? Kurz: Wie gewinnen wir eine gute

Zukunft? Wir Sozialdemokratinnen und Sozialde-

mokraten haben dieses Land gemeinsam mit sei-

nen Menschen über Jahrzehnte erfolgreich gestal-

tet. Mit Hannelore Kraft werden wir eine Minister-

präsidentin stellen, die als Nachfolgerin erfolgrei-

cher sozialdemokratischer Ministerpräsidenten wie

Johannes Rau menschliche, glaubwürdige und

nachhaltige Politik wieder möglich macht.

Eckpunkte unseres Zukunftskonzepts

 Wir wollen neue Aufstiegschancen schaffen

und Abstiegsängste überwinden: Die Schere

zwischen Arm und Reich muss wieder ge-

schlossen werden. Die sozialen Fliehkräfte in

unserer Gesellschaft müssen gestoppt werden.

Wir wollen die Armut im Lande überwinden,

vorrangig die von Kindern.

 Wir wollen die Beste Bildung für alle: Kein

Kind darf zurück bleiben. Herkunft und soziale

Situation dürfen nicht länger darüber ent-

scheiden, ob ein Kind alle seine Talente und

Möglichkeiten entfalten kann. Mehr Menschen

müssen einen qualifizierten Bildungsabschluss

erreichen. Wir werden Aufstieg über Bildung

wieder möglich machen.

 Wir wollen die Integration voranbringen: Wir

werden die Bedingungen für das gleichberech-

tigte Zusammenleben aller Menschen in unse-

rem Land verbessern, in der Arbeitswelt, der

Bildung, beim Wohnen, in der Gesellschaft und

bei der politischen Teilhabe.

 Wir wollen unsere Städte, Kreise und Gemein-

den stärken, damit die Menschen in Nordrhein-

Westfalen gut und sicher leben können: In ei-

ner sozialen Gemeinschaft, in einer intakten

Umwelt, mit einem breiten Angebot in Kultur

und Sport, bestmöglich geschützt vor Gewalt

und Verbrechen.

 Wir wollen die Familien stärken: Kinder sind

die Zukunft unseres Landes. Kein Geld ist so

gut angelegt wie das Geld, das wir in Familien,

in unsere Kinder investieren.

 Wir wollen ein zukunfts- und leistungsfähiges

Gesundheitswesen: Alle müssen die bestmög-

liche Gesundheitsversorgung erhalten, unab-

hängig von ihrer sozialen Situation und von ih-

rem Alter.

 Wir wollen Gute Arbeit für alle: Sichere Ar-

beitsplätze und Löhne, von denen die Men-

schen leben können. Dafür braucht NRW inno-

vative Unternehmen mit einer qualifizierten

und motivierten Belegschaft. Wir sorgen für

eine zukunftsfähige Wirtschaft, die im globalen

Wettbewerb die Stärken des Standortes

Nordrhein-Westfalen nutzt.

 Wir wollen den Klimaschutz zu einem Fort-

schrittsmotor für unser Land machen: Deshalb

stoppen wir den Weg zurück in die Atomkraft,

setzen auf erneuerbare Energien und ökologi-

sche Modernisierung unser Industrie. Wir wol-

len Natur und Umwelt in NRW schützen. Gera-

de in einem Industrieland mit vielen Menschen

brauchen wir Rückzugsräume für Mensch und

Natur.

 Wir wollen Sicherheit und Teilhabe für die Äl-

teren in unserem Land erreichen: Länger le-

ben zu dürfen als frühere Generationen ist ei-

ne große Chance - wir wollendie Vorausset-

zungen dafür schaffen, dass sie selbstbe-

stimmt genutzt werden kann.

 Wir werden das Ehrenamt in unserem Land

fördern. Hunderttausende Menschen in NRW

arbeiten ehrenamtlich u.a. in Kirchen, Sport-,

Schützen-, Heimat- und Karnevalsvereinen,

Umweltinitiativen, Elternbeiräten, in der Ge-

meindearbeit, der freiwilligen Feuerwehr, in

Einrichtungen für Kinder, Ältere, Behinderte.

Sie halten unser Land zusammen und sind ein

unbezahlbarer Gewinn für unsere Gesellschaft.

 Wir verteidigen den leistungsfähigen Staat:

Wir dürfen die Gestaltung unserer Zukunft

nicht dem Markt überlassen. Eine solidarische

Gesundheitsversorgung, ein Bildungssystem

der gleichen Chancen für alle, Klimaschutz und

ökologische Industrialisierung, ein Sozialstaat

als Bürgerrecht, der Schutz von Freiheit und

Sicherheit - kurzum eine menschenwürdige

Zukunft für unser Land - verlangen einen

handlungsfähigen Staat. Er muss über ausrei-

chende Finanzmittel verfügen, um seiner ge-

sellschaftlichen Verantwortung im Dienste der

Bürger gerecht zu werden.

→ Das vollständige Programm kann heruntergeladen werden unter:

www.nrwspd.de/html/23247/welcome/Wahlprogramm.html
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BUNDESTAG

Martin Dörmann Mitglied der neuen Enquête-Kommission Internet

Weitere Aufgaben im Unterausschuss Neue Medien, im Beirat der Bundes-
netzagentur und in der SPD-Medienkommission

Etliche Monate nach der Bundestagswahl vervoll-

ständigen sich die Gremien des Bundestages.

Zu den bereits bekannten Aufgaben von Martin

Dörmann (u.a. als medienpolitischer Sprecher

der SPD-Fraktion sowie als stellv. Vorsitzender

des Wirtschaftsausschusses) sind weitere hin-

zugekommen. So wird er der neuen Enquete-

Kommission „Internet und digitale Gesell-

schaft“ (voraussichtlich als stellv. Vorsitzender)

und auch wieder dem Unterausschuss „Neue

Medien“ angehören.

Auch außerhalb des Parlamentes hat er Aufgaben

übernommen: So bleibt er Mitglied im Beirat der

Bundesnetzagentur. Zudem ist er Mitglied der

Medienkommission beim SPD-Parteivorstand.

Dort soll er zukünftig den neuen „Gesprächskreis

Digitale Infrastruktur“ koordinieren.

Martin Dörmann: „Ich freue mich auf die span-

nenden Aufgaben in den Bereichen Wirtschaft und

Medien. Dabei ist mir bewusst, dass gerade die

Mitgliedschaft in einer Enquete-Kommission eine

zusätzliche zeitliche Herausforderung mit sich

bringt, die nicht zu unterschätzen ist. Das gilt um-

so mehr angesichts der komplexen Fragestellun-

gen, um die wir uns kümmern müssen. Gleichzei-

tig gilt es, trotz der vielfältigen Verpflichtungen im

Wahlkreis präsent zu sein.“

→ Eine Übersicht der Aufgabenschwerpunkte von Martin Dörmann in den Bereichen

Wirtschaft und Medien ist auf der letzten Seite abgedruckt

Kurzbeschreibung einiger Gremien, in denen Martin Dörmann Mitglied ist:

Bundesnetzagentur

Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommu-

nikation, Post und Eisenbahnen ist die zentrale deutsche

Regulierungsbehörde für die gesamte netzgebundene

Infrastruktur. Der Parlamentarische Beirat setzt sich aus

jeweils 16 Vertretern des Bundestages sowie des Bun-

desrates (in der Regel die Landeswirtschaftsminister)

zusammen und gewährleistet die parlamentarische Kon-

trolle über die Regulierungsbehörde. Er berät und wirkt

bei Entscheidungen der Netzagentur mit.

Die BNetzA kümmert sich um die Einhaltung des Tele-

kommunikationsgesetzes (TKG), Postgesetzes (PostG)

und des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) sowie ihrer

Verordnungen. Sie gewährleistet somit die Liberalisie-

rung und Deregulierung der Märkte Telekommunikation,

Post und Energie durch einen diskriminierungsfreien

Netzzugang und effiziente Netznutzungsentgelte.

→ Nähere Informationen zur BNetzA und dem Beirat:

www.bundesnetzagentur.de

SPD-Medienkommission

Die SPD-Medienkommission, die beim Parteivorstand

angesiedelt ist, besteht aus SPD-Medienpolitikern des

Bundes sowie der Länder und lädt externe Gäste hinzu,

mit denen aktuelle medienpolitische Themen beraten

werden. Seit jüngstem umfasst das Gremium drei inhalt-

liche Säulen: Medienpolitik (verantwortlich: Marc Jan

Eumann, MdL als Vorsitzender der Medienkommission),

den Themen Netzpolitik und digitale Gesellschaft (Koor-

dination: Björn Böhning/Lars Klingbeil, MdB) sowie

Digitale Infrastruktur (Koordination: Martin Dörmann,

MdB).

Enquete-Kommission

Enquête-Kommissionen gehören auf Bundesebene zu

den spektakulärsten Einrichtungen der Politikberatung

und stellen eine wichtige Schnittstelle zwischen Politik

und Wissenschaft dar. Sie können gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung des Deutschen Bundestages eingesetzt

werden zur Vorbereitung von Entscheidungen über um-

fangreiche und bedeutsame Sachkomplexe“. Ihre vor-

nehmliche Aufgabe ist es, als Beratungsgremium für den

Deutschen Bundestag Informationen über die Auswir-

kungen von technischen, ökonomischen und gesell-

schaftlichen Entwicklungen zu sammeln und auszuwer-

ten, dem Parlament künftige Regelungs- und Entwick-

lungsmöglichkeiten aufzuzeigen und Empfehlungen für

politische Entscheidungen zu erarbeiten.

Im Gegensatz zu ständigen Ausschüssen des Bundesta-

ges arbeiten in Enquête-Kommission Sachverständige,

die nicht dem Bundestag angehören, gleichberechtigt mit

Mitgliedern des Bundestages zusammen an einem ihnen

vom Bundestag übertragenen Thema. Diese Themen sind

in der Regel so komplex und umfassend, dass es nicht

möglich ist Bundestagsbeschlüsse zur Regelung dieser

Themen allein auf dem „normalen“ Arbeitsweg ausrei-

chend vorbereiten zu lassen. Die Arbeit einer Enquête-

Kommission zielt auf die Erstellung eines Schlussbe-

richts, der zur Vorbereitung von konkreten Entscheidun-

gen des Bundestages dient.

→ Nähere Informationen zu Enquête-Kommissionen:

www.bundestag.de
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Enquête-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“

Der Deutsche Bundestag beschloss am 4. März 2010 die

Einrichtung der Enquete-Kommission “Internet und digi-

tale Gesellschaft”. Die Kommission wird zusammen mit

externen Fachleuten etwa 2 Jahre lang darüber beraten,

wie der Gesetzgeber den legislativen Anforderungen der

digitalisierten Gesellschaft am besten begegnen kann.

2012 wird die Enquete-Kommission dem Bundestag

einen Bericht mit Handlungsempfehlungen vorlegen.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat folgende Abgeordnete

für die Enquete-Kommission berufen:

Lars Klingbeil (Sprecher), Martin Dörmann (vorgese-

hen als stellv. Vorsitzender), Johannes Kahrs und

Aydan Özoguz als ordentliche Mitglieder sowie Elvira

Drobinski-Weiß, Christian Lange, Burkhard Lischka

und Brigitte Zypries als stellv. Mitglieder.

Der Einsetzungsbeschluss des Bundestages:

I. Ausgangslage

Das Internet ist das freiheitlichste und effizienteste

Informations- und Kommunikationsforum der Welt

und trägt maßgeblich zur Entwicklung einer globa-

len Gemeinschaft bei.

Die digitale Gesellschaft bietet neue Entfaltungs-

möglichkeiten für jeden Einzelnen ebenso wie neue

Chancen für die demokratische Weiterentwicklung

unseres Gemeinwesens, für die wirtschaftliche

Betätigung und für die Wissensgesellschaft. Die

Nutzung dieser Kommunikations- und Informati-

onsmöglichkeiten gehört längst zum Alltag der

überwältigenden Mehrheit der Menschen in unse-

rem Land. Nun erleben wir eine erneute Verände-

rung: Das Internet ist nicht länger nur eine techni-

sche Plattform, sondern entwickelt sich zu einem

integralen Bestandteil des Lebens vieler Menschen,

denn gesellschaftliche Veränderungen finden maß-

geblich im und mit dem Internet statt. Die Men-

schen benötigen heute neue Kenntnisse und Fä-

higkeiten. Dazu zählen beispielsweise die Auswahl,

die Einordnung und die Bewertung der nahezu

unbegrenzt zur Verfügung stehenden Informatio-

nen.

Die Grundrechte und in besonderem Maße das

Persönlichkeitsrecht und das Recht auf informatio-

nelle Selbstbestimmung müssen geachtet und

geschützt werden. Dem Staat kommt die Aufgabe

zu, das Internet als freiheitliches Medium zu

schützen. Die Bürger bauen darauf, dass der

Rechtsstaat durch Rahmenbedingungen die Ver-

traulichkeit und Integrität informationstechnischer

Systeme sicherstellt. In autoritär geführten Staa-

ten, in denen die klassischen Medien zensiert und

staatlich kontrolliert werden, können wir beobach-

ten, welche Chancen das Internet für Demokratie,

Meinungsfreiheit und eine unabhängige Berichter-

stattung birgt.

Für die Bürgerinnen und Bürger, für Wirtschaft und

Wissenschaft ist ein freier, ungehinderter Zugang

zum Internet von großer Bedeutung und entschei-

det mit über den Wohlstand unserer Gesellschaft.

Verbraucher müssen über ihre Rechte und Pflich-

ten im elektronischen Handel informiert sein. Der

Rechtsrahmen muss der digitalen Gesellschaft

angepasst sein, um starke Verbraucherrechte zu

gewährleisten.

Das Internet führt zu einer tiefgreifenden Verände-

rung des Medienverhaltens und schafft völlig neue

Möglichkeiten für den Vertrieb und die Nutzung

kreativer Inhalte und künstlerischer Werke. Das

Verständnis für die Bedeutung des Urheberrechts

zu fördern und geistiges Eigentum zu achten, ist

zugleich eine gesellschaftspolitische Aufgabe.

Kinder und Jugendliche, die mit den neuen Tech-

nologien des digitalen Zeitalters aufwachsen, nut-

zen diese anders als die Generation ihrer Eltern.

Dennoch müssen sie auf möglichen Gefahren der

digitalen Gesellschaft vorbereitet, ihre Fragen be-

antwortet und zu einem sicherheitsbewussten Ver-

halten hingeführt werden. Im Jugendschutz sind

noch Verbesserungen möglich. Dabei ist uns be-

wusst, dass die Gefahren für Kinder und Jugendli-

che durch Verbote oder technische Maßnahmen

nicht ausgeschlossen werden können. Deshalb

muss auch die Medienkompetenz von Kindern,

Jugendlichen und Eltern gestärkt werden.

Nicht alle können die Chancen der digitalen Gesell-

schaft gleichermaßen wahrnehmen. Menschen

ohne die Möglichkeit und Fähigkeit zur Teilnahme

bekommen zunehmend Probleme. Aufgabe von

Politik und Gesellschaft ist es, einer digitalen Spal-

tung der Gesellschaft entgegenzutreten.

Das Internet macht nicht an Landesgrenzen halt.

Vielmehr macht die globale Entwicklung des Inter-

net deutlich, dass es neue internationale Ansätze

geben muss, die politischen Fragen der Digitalisie-

rung zu beantworten.

II. Auftrag

Der Deutsche Bundestag beauftragt die Enquete-

Kommission insbesondere folgende Schwerpunkte

- unabhängig von und zusätzlich zu aktuellen Ge-

setzgebungsverfahren - zu untersuchen:

Kultur und Medien

 Erhaltung und Sicherung von Medien- und Mei-

nungsfreiheit und -vielfalt und der Informati-

ons-, Presse- und Rundfunkfreiheit

 Stärkung der Medienverantwortung und Medi-

enkompetenz bei Anbietern und Nutzern

 Folgen der Digitalisierung für den Rundfunk und

die Printmedien und die Herausforderungen für

die Medien- und Kommunikationsordnung

 Veränderungen der Produktion, Distribution und

Nutzung von künstlerischen Werken und kreati-

ven Inhalten

 Maßnahmen zur digitalen Sicherung und lang-

fristigen Archivierung des kulturellen Erbes und

seiner Nutzung
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Wirtschaft, Umwelt

 Auswirkungen der Entwicklung großer globaler

Internet-Konzerne

 Klima-, Umwelt- und ressourcenschonende

Gestaltung der Informationstechnik

 Beitrag der Informationstechnik zum Umwelt-

und Klimaschutz

 Veränderungen der Arbeitswelt durch neue

Medien

Bildung und Forschung

 Verbesserung der Medienkompetenz, Mediener-

ziehung in Schule, Hochschule sowie Aus- und

Weiterbildung im Sinne eines lebenslangen Ler-

nens

 Internationale Zusammenarbeit in Forschung

und Wissenschaft

 Strategien zur Vermeidung der digitalen Spal-

tung

 Open Access-Initiativen zum freien Zugang zu

den Ergebnissen staatlich finanzierter For-

schung

 Weiterentwicklung und Definition offener Stan-

dards und Normen, Bedeutung von Open Sour-

ce, freier Software und Interoperabilität

Verbraucherschutz

 Verbraucherschutzpolitik in der digitalen Gesell-

schaft und Anforderungen an einen internatio-

nalen Verbraucherschutz

 Rechtssicherheit im elektronischen, auch

grenzüberschreitenden Handel

 Sicherstellung des Verbraucherschutzes bei

missbräuchlichen massenhaften Abmahnungen

Recht und Innen

 Wahrung des Grundrechtsschutzes, insbeson-

dere des Persönlichkeitsrechts

 Zukunft des Rechts auf informationelle Selbst-

bestimmung

 Rechtliche und technische Voraussetzungen für

Datenschutz und Datensicherheit

 Auswirkungen und Perspektiven neuer Proto-

kolle in digitalen Netzen

 Anonymität, Pseudonymität und Identitätsma-

nagement im Internet

 Bedeutung der Netzneutralität für eine neutrale

Datenübermittlung und einen freien und unge-

hinderten Zugang zum Internet

 Maßnahmen zum Schutz der Funktionalität

kritischer Netzinfrastrukturen

 Bedrohungen durch Computer- und Internet-

Kriminalität, -Terrorismus, -Spionage und -

Sabotage

 Stärkung des Bewusstseins für den Wert geisti-

gen Eigentums; Entwicklungen des Urheber-

rechts in der digitalen Gesellschaft

 Jugendschutz in den neuen Medien

 Konsequenzen aus der Konvergenz von Medien-

und Telekommunikationsanbietern

 Möglichkeiten und Grenzen der Rechtsdurchset-

zung in weltweiten Netzen.

Gesellschaft und Demokratie

 Weiterentwicklung der eGovernment-

Dienstleistungen und des eParlament-

Angebotes des Deutschen Bundestages

 Open Data-Strategien für einen freien Zugang

zu staatlichen Informationen

 Soziologische Auswirkungen der Digitalisierung

auf den Einzelnen und die Gesellschaft

 Möglichkeiten für neue Formen der Teilhabe,

der Bürgerbeteiligung und Nutzung neuer Parti-

zipationsformen

Als eine Grundlage der Bestandsaufnahme kann

der Medien- und Kommunikationsbericht der Bun-

desregierung dienen. Eine weitere Grundlage der

Bestandsaufnahme können die Berichte der En-

quete-Kommission „Zukunft der Medien in Wirt-

schaft und Gesellschaft – Deutschlands Weg in die

Informationsgesellschaft“ der 13. Legislaturperiode

sein.

III. Beteiligung

Die Enquete-Kommission bezieht die Öffentlichkeit

in besonderem Maße in ihre Arbeit mit ein. Über

die Arbeit der Kommission wird regelmäßig und so

transparent wie möglich auf der Internetseite des

Deutschen Bundestages informiert. Dort werden

zudem Beteiligungsmöglichkeiten angeboten, die

Anregungen aus der Öffentlichkeit in geeigneter

Weise in der Arbeit der Kommission einfließen

lassen können.

IV. Handlungsempfehlungen

Die Enquete-Kommission soll politische Hand-

lungsempfehlungen erarbeiten, die der weiteren

Verbesserung der Rahmenbedingungen der Infor-

mationsgesellschaft in Deutschland dienen. Die

Enquete-Kommission soll auf Basis ihrer Untersu-

chungsergebnisse den staatlichen Handlungsbe-

darf, national und international, benennen.

V. Zusammensetzung

Der Enquete-Kommission gehören 17 Mitglieder

des Bundestages und 17 Sachverständige an. Die

Fraktion der CDU/CSU benennt 6 Mitglieder, die

Fraktion der SPD 4 Mitglieder, die Fraktionen der

FDP 3, LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN je

zwei Mitglieder. Für jedes Mitglied des Bundesta-

ges kann ein stellvertretendes Mitglied benannt

werden. Die Sachverständigen werden im Einver-

nehmen der Fraktionen benannt. Kann ein Einver-

nehmen nicht hergestellt werden, so benennen sie

die Fraktionen nach dem vorgenannten Schlüssel.

VI. Zeitplan

Die Enquete-Kommission soll sich unverzüglich

konstituieren und bis zur parlamentarischen Som-

merpause 2012 ihre Ergebnisse und Handlungs-

empfehlungen vorlegen, damit noch in der

17. Legislaturperiode erste Umsetzungsschritte

erfolgen können. In einem Zwischenbericht sind

erste Ergebnisse und Handlungsempfehlungen zu

einzelnen Teilbereichen der behandelten Themen

bis Ostern 2011 vorzulegen.
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SPD-Bundestagsfraktion will netzpolitische Akzente setzen

Moderne Netzpolitik ist Gesellschaftspolitik

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist moderne Netz-

politik Gesellschaftspolitik und längst kein Nischen-

thema mehr. Netzpolitik muss gerade im Bundes-

tag in der Mitte der politischen Debatte ankom-

men. Die Enquete-Kommission "Internet und digi-

tale Gesellschaft" begreift die SPD-

Bundestagsfraktion als Chance, um grundsätzliche

und langfristige Fragestellungen mit der Unterstüt-

zung von Experten und der interessierten Öffent-

lichkeit zu beraten und Lösungen zu finden. Die

Enquete darf jedoch nicht zur ständigen Ausrede

der Regierung werden, um drängende netzpoliti-

sche Fragestellungen auf die lange Bank zu schie-

ben.

Alle Fraktionen haben betont, dass die interessier-

te Öffentlichkeit als 18. Sachverständiger in die

Arbeit der Enquete einbezogen werden sollen.

Daran müssen sich nun alle Fraktionen messen

lassen.

Politisch reicht es nicht aus bewährte offline-

Mechanismen eins zu eins in die online-Welt zu

übertragen. Es müssen neue Antworten und Lö-

sungen für drängende Herausforderungen gefun-

den werden: Eine Weiterentwicklung des Urheber-

rechts. Eine Stärkung der Bürgerrechte durch

wirksamen Datenschutz und den Schutz der Per-

sönlichkeitsrechte. Der gleichberechtigte Zugang

zum breitbandigen Internet. Eine Stärkung der

Medienkompetenz von Jung und Alt als Schlüssel-

qualifikation in der Informations- und Wissensge-

sellschaft. Mehr Transparenz staatlichen Wissens

durch Open-Data-Projekte. Die soziale Sicherheit

in der digitalen Arbeitswelt. Und schließlich das

Nutzen der Chancen für eine Revitalisierung der

Demokratie.

Klar ist: Die Politik hat in den vergangenen Jahren

Vertrauen verspielt und Fehler gemacht. Wir stre-

cken die Hand an alle diejenigen aus, die sich seit

Monaten und Jahren konstruktiv an der Debatte

um digitale Fragestellungen beteiligen und dies

auch in Zukunft tun wollen. Die SPD ist bereit für

einen netzpolitischen Aufbruch.

Effektive Bekämpfung von Kinderpornografie im Internet

SPD will konsequentes Löschen und Zugangserschwerungsgesetz aufheben

Bei der Bekämpfung kinderpornografischer Inhalte

ist oberstes Ziel der SPD die Sicherung von Effek-

tivität und Rechtstaatlichkeit. Die SPD-

Bundestagsfraktion hat bereits im letzten Jahr

konkrete Vorschläge gemacht, wie der Kampf ge-

gen Kinderpornografie effektiver als heute geführt

werden kann. Beispielsweise durch mehr Personal

für die Polizei sowie eine bessere internationale

Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden.

Im Internet will die SPD das konsequente Löschen

einschlägiger Seiten erreichen. Mit dem in 1. Le-

sung beratenen Gesetzentwurf zur Aufhebung des

Gesetzes zur Bekämpfung der Kinderpornographie

in Kommunikationsnetzen (Drs. 17/776) setzt sich

die SPD-Fraktion dafür ein, dass Internetsperren

künftig nicht angewandt werden. Gleichzeitig for-

dert die SPD-Fraktion die Aufhebung der einschlä-

gigen BKA-Verträge, durch die bereits die Sperrinf-

rastruktur weitgehend aufgebaut wurde.

Außerdem wollen wir damit den rechtlichen und

politischen Wirrwarr innerhalb der schwarz-gelben

Koalition beenden Union und FDP haben in ihrem

Koalitionsvertrag in Bezug auf die Sperren eine

faktische Aussetzung des Gesetzes für ein Jahr

vereinbart und wollen dann weitere Schritte prü-

fen. Diese merkwürdige Konstruktion ist rechtlich

und politisch fragwürdig. Nur die Aufhebung des

Gesetzes stellt sicher, dass es nicht angewendet

wird.

Fraktionsübergreifend hat sich die Erkenntnis

durchgesetzt, dass Internetsperren wenig effektiv,

ungenau und technisch ohne großen Aufwand zu

umgehen sind. Internetsperren leisten somit kei-

nen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung der

Kinderpornographie und schaffen zudem eine Inf-

rastruktur, die von vielen zu Recht mit Sorge ge-

sehen wird.

Deshalb will die SPD-Fraktion eine politisch ver-

tretbare und juristisch tragbare Lösung. Das Prin-

zip "Löschen statt Sperren" ist richtig und kann

schon jetzt auf der Grundlage des bislang gelten-

den Rechts konsequent angewandt werden. Ein

symbolisches Löschgesetz, wie es die Regierungs-

koalition offensichtlich plant, ist somit nicht not-

wendig.

Als die Fraktion innerhalb der Großen Koalition im

Juni 2009 dem Gesetz zugestimmt hat, war die

Hauptmotivation nicht die Einführung einer Sperr-

infrastruktur sondern deren Kontrolle und Begren-

zung. Die SPD-Fraktion wollte verhindern, dass die

bereits abgeschlossenen Verträge zwischen dem

BKA und dem Großteil der deutschen Internetpro-

vider zum Tragen kommen, die keinerlei Schutz-

vorschriften enthalten. Nur durch eine gesetzliche

Regelung konnten wir umfangreiche Datenschutz-

vorschriften für die Internetuser, eine strenge

Kontrolle der vorgesehenen BKA-Sperrliste sowie

das Prinzip „Löschen vor Sperren“ wirksam absi-

chern. Wir hatten das Gesetz befristet und explizit

die Ausdehnung der Sperren auf andere Zwecke

und Inhalte ausgeschlossen.

→ Siehe hierzu auch das Interview mit

Martin Dörmann in der letzten

Ausgabe Nr. 57 der Berlin Depesche
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Bundestagsrede von Martin Dörmann zum Zugangserschwerungsgesetz

Zur 1. Beratung des von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes zur
Bekämpfung der Kinderpornografie in Kommunikationsnetzen hielt Martin Dörmann am 25. Februar 2010 als zuständi-
ger Berichterstatter der SPD- Bundestagsfraktion die nachfolgende Bundestagsrede.

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

liebe Kolleginnen und Kollegen!

Vor gerade einmal zwei Tagen ist das Zugangserschwe-

rungsgesetz in Kraft getreten. Es regelt das Sperren von

Internetseiten mit kinderpornografischen Inhalten. Das

Sperren soll dann erfolgen, wenn ein Löschen dieser

Seiten nicht in angemessener Zeit erreicht werden kann.

Ich denke, es gibt niemanden in diesem Hause, der das

Ziel nicht teilt, kinderpornografische Inhalte nachhaltig

aus dem Netz zu entfernen. Wir müssen aber erkennen:

Es war ein Fehler, dass die Große Koalition dabei im

vergangenen Jahr auch auf das Instrument der Internet-

sperren gesetzt hat, wenn auch nur als Ultima Ratio.

Solche Sperren sind technisch leicht zu umgehen. Sie

beseitigen nicht die eigentlichen Inhalte und entfalten in

erster Linie eine symbolische Wirkung.

Gleichzeitig aber wecken sie bei vielen Menschen die

Sorge vor einer Internetzensur.

Auch wenn gerade dies nicht beabsichtigt war, hat die

Politik insgesamt einen Verlust an Glaubwürdigkeit und

Akzeptanz erlitten, zumal selbst Unionsmitglieder hinter

vorgehaltener Hand oder sogar ganz offen zugeben, dass

es der damaligen Familienministerin, Frau von der Leyen,

die die Sperren auf die Tagesordnung gesetzt hatte, vor

allem um ein populäres Wahlkampfthema ging.

Die SPD-Bundestagsfraktion sieht ihre Mitverantwortung

und will hieraus die richtigen Konsequenzen ziehen.

Politik muss sich auch korrigieren können.

Aus diesen Gründen bringen wir heute einen Gesetzent-

wurf in den Bundestag ein, um das Zugangserschwe-

rungsgesetz aufzuheben. Es ist richtig, auf die symboli-

schen Internetsperren zu verzichten und konsequent auf

das Prinzip „Löschen statt Sperren“ zu setzen; denn nur

mit dem Löschen der rechtswidrigen Seiten und der

konsequenten Strafverfolgung können die kinderporno-

grafischen Inhalte wirksam aus dem Netz entfernt wer-

den.

Die SPD hat stets deutlich gemacht, dass zu einer erfolg-

reichen Bekämpfung kinderpornografischer Inhalte im

Internet eine Vielzahl von Maßnahmen gehören, und

hierzu im letzten Jahr einen eigenen Zehn-Punkte-Plan

vorgelegt. Dazu gehören insbesondere eine bessere

Ausstattung der Polizei und eine intensive internationale

Zusammenarbeit. Denn schließlich sind das Hauptprob-

lem die Seiten auf ausländischen Servern, die nicht di-

rekt von Deutschland aus gelöscht werden können.

Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie nun

zügig und konsequent entsprechende Maßnahmen er-

greift. Bisher haben wir zwar viele Ankündigungen ge-

hört, aber nur wenige Taten gesehen.

Immerhin ist zu begrüßen, dass auch die neue Bundes-

regierung ausdrücklich das Prinzip „Löschen statt Sper-

ren“ anerkennt.

Das muss dann aber auch rechtsstaatlich sauber umge-

setzt werden, also durch die Aufhebung des Sperrgeset-

zes.

Nicht akzeptabel ist das - das sage ich insbesondere an

die Adresse der Liberalen, die sich hier jetzt sehr aufre-

gen, worauf sich Union und FDP geeinigt haben, nämlich

das Gesetz für ein Jahr faktisch nicht anzuwenden.

Der damit verbundene rechtliche und politische Wirrwarr,

den Sie angerichtet haben, muss schnellstmöglich been-

det werden. Es geht nicht, dass durch Regierungsanwei-

sung ein Gesetz einfach mal eben ausgesetzt wird. Der

Berliner Staatsrechtler Ulrich Battis und viele andere

haben das bereits als verfassungswidrig bezeichnet.

Es ist beschämend, dass sich Union und FDP hierfür

hergeben, letztlich nur, um einen Koalitionskompromiss

hinzubekommen.

Es genügt auch nicht, anzukündigen, demnächst werde

man ein Löschgesetz vorlegen. Niemand weiß heute, ob

und wann ein solches Gesetz tatsächlich in Kraft treten

würde. Eines kommt hinzu: Durch die Ankündigung eines

Löschgesetzes und aktuelle Stellungnahmen erweckt die

Regierungskoalition den Eindruck, es brauchte ein Ge-

setz, um solche Seiten zu löschen. Das Gegenteil ist der

Fall.

Es ist völlig unstreitig, dass bereits nach bisheriger

Rechtslage und ohne ein besonderes Gesetz kinderpor-

nografische Inhalte in Deutschland durch die Internet-

provider vom Netz genommen werden müssen.

Das ist im Übrigen übliche Praxis. Ein einfacher Hinweis

des BKA genügt in der Regel. Ein Verbreiten solcher

Inhalte ist bereits strafbar.

Vor diesem Hintergrund fordert die SPD-

Bundestagsfraktion die Koalitionsfraktionen auf, von

jeglichen symbolischen und rechtsstaatlich bedenklichen

Handlungen Abstand zu nehmen. Denn das würde den

Vertrauensschaden für die Politik nur noch vergrößern.

Mehr als 130 000 Menschen haben sich im vergangenen

Jahr der E-Petition gegen das Gesetz angeschlossen. Es

hat sich gezeigt, wie gut es war, dass Rot-Grün seiner-

zeit dieses Instrument neu geschaffen hat. Erst am Mon-

tag haben wir in einer Anhörung des Petitionsausschus-

ses, die ich sehr gut fand, mit Frau Franziska Heine, die

die E-Petition mit auf den Weg gebracht hat, darüber

diskutiert. Der Erfolg der E-Petition hat die Politik offen-

sichtlich stark beeinflusst und insgesamt zu einer neuen

Sensibilität für Fragen des Internets beigetragen. Es ist

gut, dass inzwischen alle Parteien Netzpolitik zu einem

wichtigen Thema erklärt haben. In der nächsten Woche

werden wir im Bundestag, die Regierungskoalition zu-

sammen mit den Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die

Grünen, die Enquete-Kommission „Internet und digitale

Gesellschaft“ auf den Weg bringen.

Die E-Petition hatte übrigens bereits erheblichen Einfluss

auf das Gesetzgebungsverfahren im vergangenen Jahr.

Mit ihrem Rückenwind konnte die SPD-
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Bundestagsfraktion gegen den anfänglichen Widerstand

aus der Union entscheidende Verbesserung am damali-

gen Gesetzentwurf durchsetzen. So wurden wichtige

Punkte gesetzlich verankert. Ich nenne nur das Prinzip

„Löschen vor Sperren“, eine strenge Kontrolle der BKA-

Sperrliste, zahlreiche Datenschutzbestimmungen sowie

eine Befristung des Gesetzes.

Uns ging es dabei nicht darum, eine Sperrinfrastruktur

aufzubauen, sondern - im Gegenteil - eine sich bereits im

Aufbau befindliche Sperrinfrastruktur zu kontrollieren

und gesetzlich einzugrenzen. Folgendes wird bis heute in

der öffentlichen Debatte viel zu wenig beachtet: Bereits

vor dem Gesetz gab es Verträge zwischen dem BKA und

den wichtigsten deutschen Internetprovidern über die

Einrichtung solcher Sperren, und zwar ohne jegliche

Kontrolle und mit der Gefahr, dass sich auch jemand, der

ungewollt auf illegale Seiten stößt, einem strafrechtlichen

Ermittlungsverfahren ausgesetzt sehen konnte. Nach den

uns vorliegenden Informationen wurde diese Sperrinfra-

struktur bereits vor einiger Zeit umgesetzt, und zwar

völlig unabhängig vom Gesetz. Zur Verhütung von

Schlimmerem haben wir als SPD-Fraktion uns damals

verpflichtet gefühlt, zahlreiche Schutzbestimmungen

zugunsten der Internet-User gesetzlich zu regeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der SPD-Fraktion geht

es heute darum, die netzpolitische Debatte wieder vom

Kopf auf die Füße zu stellen.

Deshalb fordern wir nicht nur die Aufhebung des Zu-

gangserschwerungsgesetzes, sondern auch die unver-

zügliche Aufhebung aller einschlägigen BKA-Verträge, die

durchaus angekündigt wurde. Lassen Sie uns also klare

Verhältnisse schaffen! Sorgen wir dafür, dass die Politik

ihre insgesamt verloren gegangene Glaubwürdigkeit

zurückgewinnt! Recht und Freiheit im Internet zu si-

chern, sollten wir als gemeinsame Aufgabe wahrnehmen.

Bundeshaushalt 2010

Schwarz-Gelb ohne zukunftsweisendes Konzept

Der Bundestag hat am 19. März 2010 mit den Stimmen

der Regierungskoalition den Bundeshaushalt 2010 be-

schlossen. Er zeigt: Die schwarz-gelbe Regierung hat

noch immer zu keiner schlüssigen Politik gefunden.

Deutschland braucht jetzt eine Politik, die Wachstum und

Beschäftigung anschiebt und die Menschen möglichst heil

durch die schwere Wirtschaftskrise führt. Doch die Regie-

rung hat keine Rezepte zur Bewältigung der Wirtschafts-

krise, zur Bändigung des Finanzsektors und zur Haus-

haltskonsolidierung. Stattdessen betreibt sie Flickschus-

terei, bedient ihre Klientel und verunsichert die Bürger

mit ihren unausgegorenen und unbezahlbaren Projekten

einer Steuerreform und einer Kopfpauschale.

Keine Konsolidierungsstrategie

Haushaltskonsolidierung ist trotz entsprechender Beteue-

rungen des Bundesministers der Finanzen und der Koali-

tion kein vorrangiges Ziel. Der Bundesfinanzminister hat

sich geweigert, eine mittelfristige Finanzplanung mit

klarer Konsolidierungsstrategie vorzulegen. Zumindest

bis zur Wahl in Nordrhein-Westfalen will sich die Regie-

rung wegducken und Grausamkeiten erst danach ver-

künden. Schwarz-Gelb hat mit 80,2 Milliarden Euro für

2010 die höchste Neuverschuldung in der Geschichte der

Bundesrepublik zu verantworten.

Ein Teil der Nettokreditaufnahme ist durch die Finanz-

und Wirtschaftskrise sowie die daraus folgende konjunk-

turelle Entwicklung bedingt. Die Koalition hat die Neuver-

schuldung aber bei weitem nicht in dem Umfang abge-

senkt, wie es möglich und angesichts der konjunkturellen

Entwicklung auch dringend geboten ist. Stattdessen hat

sie den Spielraum vorrangig zur Finanzierung von Wahl-

geschenken verbraucht, insbesondere für die Begünsti-

gung von Hoteliers und Unternehmen.

Seit der Aufstellung im Dezember haben sich Ausgaben-

sätze beim Arbeitsmarkt, bei den Zinsen sowie bei der

Steinkohle nochmals ohne jedes Zutun der Regierung um

weitere 5,5 Milliarden Euro vermindert. Die schwarz-

gelbe Koalition hat es dennoch gerade einmal geschafft,

die Neuverschuldung um diesen Betrag abzusenken. Von

Einsparungen kann unter dem Strich also entgegen dem

von der Koalition erweckten Anschein keine Rede sein.

Regierungskoalition blockiert Investitionen

Die Koalition hat die Strukturen des Haushaltes gravie-

rend verschlechtert. Zum einen sind die Investitionen um

400 Millionen Euro gekürzt worden, was mit

Kofinanzierungen und Drittmitteln einen Nachfrageausfall

von rund 1 Milliarde Euro in diesem Schlüsselbereich für

die wirtschaftliche Entwicklung bedeutet. Zum anderen

sind die Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsge-

setz pauschal um etwa 4 Milliarden Euro gekürzt worden.

Dadurch können entsprechend längerfristig angelegte

Aufträge nicht im vollen Umfang vergeben werden und in

Einzelfällen sogar große Projekte durch die unsinnige

pauschale Kürzung völlig blockiert werden, weil sie nicht

mehr durch finanziert sind.

Sperrung von Mitteln für die aktive Arbeitsmarkt-

politik

Während Minister Westerwelle gegen Arbeitsuchende

wettert, hat die Koalition 900 Millionen Euro für die Ar-

beitslosen gesperrt, die durch Fortbildungs- und Einglie-

derungsmaßnahmen gerade versuchen, am Arbeitsmarkt

wieder Fuß zu fassen. Dies ist ein zynischer Schlag ins

Gesicht der Fleißigen. Die Sperre wirkt faktisch wie eine

Kürzung, wenn sie nicht bis spätestens Ende April aufge-

hoben wird. Wer allerdings glaubt, dass sich die Koalition

auf die Entsperrung der Mittel so schnell einigen kann,

der unterschätzt die koalitionsinternen Grabenkämpfe

völlig. Deshalb wird es ab der zweiten Jahreshälfte zu

einem drastischen Rückgang bei der aktiven Arbeits-

marktpolitik kommen. Gerade bei Bildungsmaßnahmen,

Lohnkostenzuschüssen, Programmen für Jugendlichen

oder beim erfolgreichen Programm 50Plus wird es zu

Einschnitten kommen. Damit steigt die Arbeitslosigkeit –

der Aufschwung hat so keine Chance. Das Nachsehen

haben Regionen, die ganz besonders von Arbeitslosigkeit

gebeutelt sind.

Eigenes Sparkonzept der SPD-Bundestagsfraktion
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Die SPD hat dagegen ein eigenes Sparkonzept vorgelegt,

das die Neuverschuldung auf 77,8 Milliarden Euro ab-

senkt. Dabei sind dennoch auch Schwerpunkte auf der

Ausgabenseite gesetzt worden: Für die Entwicklungshilfe

haben wir zusätzlich 1,25 Milliarden Euro beantragt, für

Maßnahmen der Bildung und Forschung 230 Millionen

Euro und zur Entlastung der Gemeinden 400 Millionen

Euro (Kosten der Unterkunft).

Unklarer Kurs gefährdet die wirtschaftliche Ent-

wicklung Deutschlands

Der misslungene Sparanlauf der Koalition macht für 2011

und die Folgejahre noch misstrauischer als bisher. Ab

2011 müssen Jahr für Jahr 10 bis 15 Milliarden Euro

eingespart werden, um die Regelung der Schuldenbrem-

se und die Vorgaben des Europäischen Stabilitätspaktes

einzuhalten sowie die steigenden Zinsausgaben finanzie-

ren zu können. Und nach wie vor verweigert die Koalition

den Bürgerinnen und Bürgern jede Auskunft, wie sie

diese immense Sparanstrengung erbringen will.

Der völlig unklare Kurs gefährdet die wirtschaftliche

Entwicklung in Deutschland. Die Verunsicherung von

Bürgern und Unternehmen lähmt die Wirtschaftskräfte

dieses Landes. Gerade große Unternehmen warten ab

und beschränken sich auf reine Erhaltungsinvestitionen –

eine gefährliche Entwicklung. Mit ihrer völlig

unambitionierten Politik gefährdet diese Koalition auch

die Stabilität in der Euro-Zone. Die anderen Länder

schauen mit Sorge auf den unklaren Kurs Deutschlands.

Für die Klientel und gegen die Zukunft

Im Umweltbereich streicht Schwarz-Gelb knapp 20 Milli-

onen Euro für das Marktanreizprogramm für Erneuerbare

Energien und sperrt weitere 115 Millionen Euro - wäh-

rend Minister Röttgen mit diesem Geld den Leitungsbe-

reich seines Ministeriums und seines Büros für zwei Milli-

onen Euro umbaut und einen zusätzlichen Kommunikati-

onschef mit rund 8.000 Euro Brutto im Monat einstellt.

Soziale, öffentliche und kulturelle Einrichtungen können

also keine klimafreundlichen und CO2-sparenden Glüh-

lampen mehr kaufen, weil das Ministerium schöner wer-

den soll.

Im Verkehrs- und Bauetat verkündet Minister Ramsauer

stets, er wolle mehr Verkehr von der Straße auf die

Schiene und Wasserstraße bringen - und streicht zu-

gleich mit 64 Millionen Euro etwa die Hälfte der Mittel,

die für den Ausbau der Schnittstellen dieser Verkehrswe-

ge (sogenannter "Kombinierter Verkehr") vorgesehen

sind. Dafür soll nun aber der Transrapid - ein Verlustge-

schäft - weiter gefördert, indem die Teststrecke weiter

betrieben werden soll - nur zum Nutzen der beteiligten

Industrie.

Für die Klientel und gegen die Zukunft war das Leitmotiv

der Koalition für die Maßnahmen in den Einzelplänen.

Deutschland hätte Besseres verdient.

Unser Land braucht eine handlungsfähige Regie-

rung

In einem Entschließungsantrag haben wir die Bundesre-

gierung nochmals unter anderem aufgefordert:

- Steuersubventionen auf den Prüfstand zu stellen und

das unsinnige Mehrwertsteuerprivileg für Hoteliers,

das allein 1 Milliarde Euro kostet, zurückzunehmen.

- Die auf 20 Milliarden Euro veranschlagte Einführung

eines „Stufentarifs“ in der Einkommenssteuer aufzu-

geben.

- In der Arbeitsmarktpolitik die Förderung der Men-

schen, die Arbeit suchen, nicht zu gefährden. Die

gesperrten 900 Millionen Euro für die Eingliederung

von Arbeitslosen sind sofort freizugeben, damit die

Job-Center ihre Angebote jetzt nicht streichen müs-

sen und fortfahren können, Menschen wieder in Ar-

beit zu bringen.

- Das Projekt einer unsozialen und ungerechten Kopf-

pauschale zu beerdigen. Die Zusatzbeiträge sind ab-

zuschaffen, die paritätische Finanzierung ist wieder

herzustellen. Die Regierung darf der Explosion der

Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung

nicht tatenlos zusehen, sondern muss endlich insbe-

sondere die steigenden Kosten für Arzneimittel in

den Griff bekommen.

- Für die Kommunen ist ein Rettungsschirm zu schaf-

fen, der Städte, Gemeinden und Landkreise wieder

so handlungsfähig macht, dass sie ihre örtlichen

Aufgaben für die Bürger angemessen erfüllen kön-

nen.

- In der Finanzmarktpolitik endlich von Betroffenheits-

bekundungen zum Handeln zu kommen. Im Rahmen

der G20 und in der EU muss die Bundesregierung

die Schließung von Steueroasen voranbringen, das

international gültige Regelwerk für alle Finanzakteu-

re einschließlich Hedge-Fonds fordern. Sie muss Bo-

nuszahlungen wirksam begrenzen und an den nach-

haltigen Unternehmenserfolg binden. Die Bundesre-

gierung muss jetzt endlich die Sonderabgabe für den

Finanzsektor auf den Weg bringen. Sie muss die in-

ternationale Finanztransaktionssteuer voranbringen

und notfalls eine Börsenumsatzsteuer in Deutschland

einführen.

- Am Atomausstieg gemäß den getroffenen Vereinba-

rungen festzuhalten. Die erneuerbaren Energien sol-

len weiterhin auf hohem Niveau gefördert werden,

um uns von den konventionellen Energieträgern

immer unabhängiger zu machen und auch Arbeits-

plätze zu erhalten und neue zu schaffen.

- Zukunftsgerichtete Bildungs- und Forschungspolitik

ist als Grundlage für die Sicherung des künftigen

Wohlstands unseres Landes zu schaffen. Die Bun-

desregierung muss hier endlich ihrer Gestaltungs-

aufgabe nachkommen und sich nicht in Ankündigun-

gen verlieren.

- Der Bund hat in gemeinsamer Verantwortung mit

Ländern und Kommunen deshalb dafür zu sorgen,

dass Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf

sowie Kindern und Jugendlichen ein gesundes Auf-

wachsen möglich ist. Dazu gehört auch der weitere

Ausbau von Betreuungseinrichtungen.
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Verlängerung des Afghanistaneinsatzes beschlossen

SPD steht zum veränderten Afghanistanmandat

Der Deutsche Bundestag hat am 26. Februar in

namentlicher Abstimmung dem neuen Afghanis-

tan-Mandat mehrheitlich zugestimmt. Das neue

Mandat enthält zum ersten Mal den Strategie-

wechsel hin zu einem Abschluss der Afghanistan-

Mission. Die SPD als Ganzes hat in dieser Frage

Meinungsführerschaft bewiesen und die politische

Diskussion nicht nur in Deutschland geprägt. Viele

Partner in Europa haben sich unserem Weg ange-

schlossen. Es ist der Weg der Verantwortung, der

Weg der Verlässlichkeit gegenüber unseren Bünd-

nispartnern und der Weg der Solidarität mit den

Menschen in Afghanistan.

Die Bundesregierung hat den Anforderungen der

SPD an das neue Mandat weitgehend entsprochen:

Die Verstärkung der zivilen Aufbaumittel und der

Ausbildung der afghanischen Sicherheitskräfte, der

Beginn des Abzugs deutscher Soldaten ab 2011

und der Abschluss ihres Einsatzes im Einklang mit

den Plänen der afghanischen Regierung zwischen

2013 und 2015 wurden aufgenommen (Beschluss-

empfehlung Drs. 17/816, Antrag Drs. 17/654). In

den kommenden 12 Monaten der Mandatslaufzeit

prüfen wir, ob die Bundesregierung ihre Zusagen

einhält. Das betrifft den Umgang mit der so ge-

nannten „flexiblen Reserve“, die nächsten Schritte

einer Übergabe beruhigter Regionen in afghani-

sche Sicherheitsverantwortung und die Vorberei-

tung der Truppenreduzierung. Nach intensiver

Diskussion und sorgfältiger Prüfung hat die SPD-

Fraktion Verantwortungsbewusstsein gezeigt und

dem veränderten Mandat mit großer Mehrheit zu-

gestimmt.

→ Das SPD-Positionspapier von Sigmar Gabriel und Frank-Walter Steinmeier „Zur Dauer und Perspektive

des deutschen Afghanistan-Engagements“ ist eingestellt unter:
www.spd.de/de/aktuell/nachrichten/2010/02/Afghanistan-Abzugsperspektive-fuer-deutsche-

Soldatinnen-und-Soldaten.html?pg=1&y=2010&m=2

Aktuelle Anträge und Initiativen der SPD-Bundestagsfraktion

Nachfolgend geben wir einen Überblick zu aktuellen Initiativen und Anträgen der SPD-Bundestags-

fraktion. Näheres und weitere Anträge sind nachzulesen auf der Homepage: www.spdfraktion.de

Lasten der Krise gerecht verteilen

Bislang hat sich die Regierungskoalition mit konkreten

Maßnahmen zur angemessenen Beteiligung der Banken

an den krisenkosten zurück gehalten. Manches - so die

Kanzlerin oder auch der Bundesfinanzminister und ihre

Beamten - sei denkbar, möglich, wünschenswert; ande-

res dann aber eher nicht oder unter bestimmten Bedin-

gungen doch. Manches gehe vielleicht national, vielleicht

aber auch nicht - oder doch nur mit den USA, oder auch

europäisch oder doch eher nicht. Klare Initiativen und

jetzt schon ohne weiteres mögliche Gesetzentwürfe der

Bundesregierung - zum Beispiel zur Begrenzung der

steuerlichen Abzugsfähigkeit überhöhter Boni als Be-

triebsausgaben - werden allerdings nach wie vor nicht

vorgelegt.

Finanztransaktionssteuer einführen und

Spekulationen begrenzen

Die SPD hat dazu eine klare und konkrete Gegenposition.

Mit zwei Anträgen (Drs. 17/526, 17/527) fordern wir eine

Beteiligung der Banken an den Lasten der Krisenbe-

kämpfung und der Einsetzung präventiver Maßnahmen,

um eine Wiederholung der Finanzmarktkrise zu verhin-

dern. Dazu sollen Regelungen sowohl auf der Ebene des

internationalen und nationalen Finanzsystems als auch

auf Ebene der einzelnen Banken getroffen werden.

Die SPD fordert die Bundesregierung auf:

 sich konsequent für die Einführung einer inter-

nationalen Finanztransaktionsbesteuerung ein-

zusetzen. Sollte sich auf internationaler Ebene

keine Einigung erzielen lassen, soll eine europä-

ische Finanztransaktionssteuer eingeführt wer-

den. Kann weder eine internationale noch eine

europäische Übereinkunft erreicht werden, soll

als erster Schritt eine nationale Börsenumsatz-

besteuerung nach britischem Vorbild eingeführt

werden.

 die zuletzt erste Erfolge zeigenden nationalen

und internationalen Maßnahmen gegen Steuer-

oasen und Steuerhinterziehung mit Nachdruck

weiter zu führen.

 bei der Umsetzung ihrer Pläne zur Neuordnung

der Finanzmarktaufsicht in Deutschland auf alle

Maßnahmen zu verzichten, die die Aufsicht insti-

tutionell oder personell schwächen könnten.

 für eine angemessene Beteiligung der Banken

an der Finanzierung der öffentlichen Lasten aus

der Krisenbekämpfung zu sorgen.

 unverzüglich Maßnahmen für eine angemessene

Beteiligung der Banken an der Finanzierung der

öffentlichen Lasten aus der Krisenbekämpfung

zu ergreifen und umgehend für eine wirksame

Begrenzung der Banker-Boni zu sorgen. Die Be-

grenzung der steuerlichen Abzugsfähigkeit

überhöhter Bonuszahlungen als Betriebsausga-

ben muss sofort umgesetzt werden.
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Nachhaltige Wirtschaftsstrategie erforderlich

Auch der Jahreswirtschaftsbericht 2010 den die Bundes-

regierung am 28. Januar im Bundestag vorgestellt hat,

zeigt: Es steht uns ein schwieriges Jahr bevor. Nach wie

vor glaubt Schwarz-Gelb jedoch an die starke Beschleu-

nigung des Wirtschaftswachstums durch weitere Steuer-

senkungen. Aber trotz starker Steuerentlastungen be-

reits zu Beginn des laufenden Jahres zeigt das Wirt-

schaftswachstum mit real 1,4 Prozent wie von uns und

vielen Experten erwartet, längst nicht die von der Koali-

tion angekündigte Wirkung. Die SPD-Bundestagsfraktion

stellt der Klientel- und Verschuldungpolitik von Union

und FDP in ihrem Antrag „Für eine Politik der wirtschaftli-

chen Vernunft – Nachhaltiges Wachstum und mehr Be-

schäftigung schaffen“ (Drs. 17/521) ein eigenes Konzept

entgegen.

Weichen jetzt richtig stellen

Jetzt müssen zentrale Weichenstellungen für die Zukunft

vorgenommen werden. Wenn die Bewältigung der Her-

ausforderungen durch die Finanz- und Wirtschaftskrise

misslingt, wird sich die deutsche Wirtschaft für lange Zeit

nicht erholen. Um gestärkt aus der Krise zu kommen, ist

eine intelligente Wachstumsstrategie notwendig, die

nachhaltige wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, soziale

Sicherheit und ökologische Verantwortung miteinander

verbindet. Die SPD-Fraktion will nachhaltiges Wachstum,

gute Arbeit und gerechte Teilhabe. Unser Konzept ist die

sozialverantwortliche Alternative zur Rat- und Tatenlo-

sigkeit des Bundeswirtschaftsministers.

Für eine Politik der wirtschaftlichen Vernunft

Das Hauptaugenmerk der SPD liegt darin, eine neue

Investitionskultur zu schaffen. Die verstärkte Förderung

privater und öffentlicher Investitionen setzt Anreize für

Unternehmen und unterstützt Forschung, Entwicklung

und Innovationen. Außerdem brauchen wir eine neue

Balance von Exporten und Binnennachfrage.

Die Hauptforderungen der SPD sind:

 Private und öffentliche Investitionen müssen ge-

steigert werden. Mehr unternehmerische Inves-

titionen sind dringend erforderlich, um Arbeits-

plätze zu schaffen. Hierfür kommen vor allem

Sonderabschreibungen und Investitionszulagen

für ressourcensparende Investitionen und ge-

zielte Existenzgründungshilfen in Betracht. Für

ökologisch wirksame Investitionen sollen zu-

sätzliche Anreize geschaffen werden.

 Gleichermaßen bedarf es eines massiven Impul-

ses bei den öffentlichen Investitionen für besse-

re Bildung in Deutschland. Mit einer Bildungsof-

fensive sind die Investitionen in Bildung zu er-

höhen.

 Es geht darum, eine bessere Balance der deut-

schen Volkswirtschaft durch eine gezielte Stär-

kung der Binnenwirtschaft zu erreichen. Für

mehr Nachfrage und um Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer gegen Dumpinglöhne abzusi-

chern, sind in möglichst vielen Branchen allge-

meinverbindliche tarifliche Mindestlöhne zu un-

terstützen. Ziel ist ein allgemeiner gesetzlicher

Mindestlohn als unterste Grenze.

 Die innerhalb der G 20 und der EU getroffenen

Absprachen zur Stabilisierung der Finanzmärkte

sind in konkrete Regulierungsvorschriften um-

zusetzen. Anreize für Spekulationen sind zu be-

grenzen und Anreize für langfristige Investitio-

nen zu erhöhen. Die Begrenzung der steuerli-

chen Abzugsfähigkeit überhöhter Bonuszahlun-

gen als Betriebsausgaben ist umgehend umzu-

setzen.

 Für die binnenwirtschaftliche Entwicklung wird

die Kreditversorgung der Wirtschaft von beson-

derer Bedeutung sein. Dazu muss es eine ver-

bindliche Selbstverpflichtung der Banken geben,

das Kreditvolumen vor allem für den Mittelstand

deutlich zu erhöhen.

 Zur Stärkung des Produktionsstandortes

Deutschland ist die Modernisierung traditioneller

industrieller Zweige auf der Grundlage einer

strategischen und ökologischen Industriepolitik

voranzutreiben. Leitmärkte der Zukunft sind

auszubauen und neue Absatzmärkte zu er-

schließen.

Darüber hinaus muss ein neues Steuerkonzept Vermö-

gende, unter anderem durch die Wiedereinführung der

Vermögensteuer, stärker in die Verantwortung für das

Gemeinwohl nehmen und Normalverdiener sowie Fami-

lien steuerlich besser stellen.

Mit Schwarz-Gelb droht wirtschaftlicher Stillstand

Nach wie vor setzt die Bundesregierung auf weitreichen-

de zusätzliche Steuerentlastungen „möglichst zum 1.

Januar 2011". Gleichzeitig will sie ab 2011 die neue

Schuldenregel einhalten und den Bundeshaushalt grund-

legend konsolidieren.

Bundesregierung und Regierungskoalition glauben und

pflegen immer noch ihre Lebenslüge, dass massive Steu-

ersenkungen zwangsläufig ein rasant wachsendes Wirt-

schaftswachstum auslösen - ein Unsinn, für den jegliche

Empirie und ernsthafte Unterstützung durch Experten

fehlt. Zudem zeigt ein Blick in die Geschichte der 80er

und 90er Jahre, dass derartige Konzepte misslingen.

Ansonsten steht bezogen auf die konkrete Ausgestaltung

der Steuersenkungs- und Konsolidierungspläne der Bun-

desregierung auch im Jahreswirtschaftsbericht 2010

nichts Neues.

Positionen der SPD-Fraktion zu Wachstum, Arbeit und Teilhabe

Die SPD-Bundestagsfraktion hat während ihrer Klausurtagung am 15. Januar ein eigenes Konzept für nachhaltiges

Wachstum, gute Arbeit und gerechte Teilhabe entwickelt. Im Mittelpunkt steht dabei die Förderung von privaten und

öffentlichen Investitionen. Das vollständige Positionspapier kann heruntergeladen werden unter:

→ www.spdfraktion.de/soziale-spaltung-bekaempfen
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SPD

Neues arbeitsmarktpolitisches Gesamtkonzept

SPD will Fairness auf dem Arbeitsmarkt sicherstellen

Die SPD will mit grundlegenden Reformen eine

neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt schaffen. Die

Begrenzung von Leiharbeit, mehr Mitbestimmung,

ein gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 Euro und ein

sozialer Arbeitsmarkt sollen für mehr Gerechtigkeit

sorgen, die Würde der Menschen sichern und das

Ziel von Vollbeschäftigung verfolgen. "Wir brau-

chen eine neue Kultur der Arbeit", heißt es in dem

Präsidiumsbeschluss.

Mit einem arbeitsmarktpolitischen Gesamtkonzept

hat die SPD am 15. März 2010 einen Gegenent-

wurf vorgelegt zu den Hartz-IV-Thesen Guido

Westerwelles und der Aufstocker-Logik Jürgen

Rüttgers'. In einem zwölfseitigen Beschluss skiz-

ziert das Parteipräsidium detailliert Vorschläge für

eine neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt. Dabei

setzt sich die Partei auch selbstkritisch mit Fehl-

entwicklungen aus den Arbeitsmarktreformen der

rot-grünen Bundesregierung auseinander – bei-

spielsweise bei der Leiharbeit oder auch bei der

Vermögensanrechnung von Arbeitslosengeld II-

Empfängern. Gemeinsam mit Olaf Scholz stellte

der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel das Konzept

in Berlin vor.

Arbeit muss sich lohnen

Im Kern geht es darum, den Trend auf dem Ar-

beitsmarkt weg von sozialversicherungspflichtiger

und Existenz sichernder Beschäftigung zu stoppen.

Deutschland dürfe nicht zu einer Transfergesell-

schaft werden, wie sie der nordrhein-westfälische

Ministerpräsident Rüttgers vertrete, warnte Gab-

riel. "Wir wollen bei der Arbeitsgesellschaft blei-

ben." Eine klare Absage erteilt die SPD dem An-

satz, das Lohnabstandsgebot durch Kürzungen in

der Grundsicherung vorzunehmen, wie es die FDP

will. Dies sei schon verfassungsrechtlich nicht

machbar, betonte der SPD-Vorsitzende. Darum

macht sich die SPD für einen gesetzlichen Mindest-

lohn stark und unterstützt den Deutschen Gewerk-

schaftsbund in seiner Forderung nach 8,50 Euro

für die Lohnuntergrenze.

Leiharbeit begrenzen

Leih- und Zeitarbeit müsse zudem wieder auf ihren

eigentlichen Zweck zurückgeführt werden. Denn

sie habe sich – auch durch Tarifverträge mit neu

entstandenen "Scheingewerkschaften" – weniger

zu einem Instrument der Flexibilität entwickelt als

viel mehr zur Lohndrückerei. Darum will die SPD

die Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte in den

Entleihbetrieben stärken und den Grundsatz "glei-

cher Lohn für gleiche Arbeit" durchsetzen. Die

betriebliche Mitbestimmung soll darüber hinaus

auch in anderen Unternehmen ausgebaut werden.

Neue Perspektiven für Langzeitarbeitslose

In einem ausgebauten sozialen Arbeitsmarkt will

die SPD Langzeitarbeitslosen, die wegen starker

Vermittlungshemmnisse derzeit kaum Chancen auf

dem ersten Arbeitsmarkt haben, neue Perspekti-

ven geben. 200.000 neue Beschäftigungsverhält-

nisse sollen geschaffen werden. Als Prinzipien gel-

ten, dass keine reguläre Beschäftigung dadurch

vernichtet wird, dass die Lohnhöhe sozialversiche-

rungspflichtig sein soll und die Hilfebedürftigkeit

des Arbeitssuchenden ausschließt sowie dass die

Annahme eines solchen Angebots freiwillig ist.

Qualifizierung verlängert Arbeitslosengeld I-

Bezug

Wichtige Verbesserungen schlägt die SPD zudem

beim Arbeitslosengeld vor. Der Anspruch auf das

Arbeitslosengeld I soll demnach bei beruflichen

Qualifizierungsmaßnahmen auf bis zwölf Monate

verlängert werden. Wegen des hohen bürokrati-

schen Aufwands und auch um die Lebensleistung

jedes Einzelnen zu honorieren fordert die SPD die

Abschaffung der Vermögensprüfung beim Arbeits-

losengeld II. In den kommenden Wochen will die

Partei außerdem prüfen, wie die zunehmende Zahl

an freiberuflich Tätigen, beispielsweise Künstler,

Selbständige oder Subunternehmer in die sozialen

Sicherungssysteme, insbesondere Alterssicherung,

einbezogen werden können.

Scholz: Arbeitslosigkeit ist "moralische Kata-

strophe"

Nach drei Jahrzehnten hoher Arbeitslosigkeit drohe

in den kommenden Jahrzehnten sowohl ein Fach-

kräftemangel bei gleichzeitig ebenfalls hoher Ar-

beitslosigkeit, mahnte der stellvertretende SPD-

Vorsitzende Olaf Scholz bei der Vorstellung des

Papiers. Darum müssten insbesondere auch in den

Bereich Bildung und Qualifizierung mehr Anstren-

gungen unternommen werden. "Arbeitslosigkeit ist

nicht nur ein wirtschaftliches und auch ein indivi-

duelles Problem", mahnte Scholz. "Es ist auch eine

große moralische Katastrophe." Die vorgelegten

Thesen, die jetzt in der Partei aber auch mit Ge-

werkschaften, Unternehmen und Sozialverbänden

diskutiert werden sollen, seien eine "konsequente

Weiterentwicklung unserer Politik, die auch Kor-

rekturen vornimmt".

Endgültig beschlossen wird das arbeitsmarktpoliti-

sche Konzept auf dem SPD-Parteitag im Septem-

ber.

→ Das gesamte Arbeitskonzept ist zu finden unter:

www.spd.de/de/pdf/100315_beschluss_arbeitsmarkt.pdf
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Arbeitsprogramm des SPD-Parteivorstandes

Der SPD-Parteivorstand hat im Januar sein Arbeitspro-

gramm für das Jahr 2010 beschlossen. In der Weiterent-

wicklung ihrer Programmatik geht die Partei dabei mit

der Etablierung von "Zukunftswerkstätten" neue Wege

und sucht den engen Austausch mit Bürgerinnen und

Bürgern. Einen weiteren Schwerpunkt setzt die SPD im

Bereich Europa und internationale Politik. Und es wird

um innerparteiliche Reformen sowie um Dialogstrukturen

des Parteivorstandes gehen.

"Zukunftswerkstätten"

In "Zukunftswerkstätten" wird die SPD auf allen Ebenen

gemeinsam mit Experten und vor allem mit Bürgerinnen

und Bürgern Politikentwürfe in zentralen gesellschaftli-

chen Bereichen erarbeiten. Dabei geht es um eine kriti-

sche, auch selbstkritische, Debatte mit möglichst vielen

Partnern.

Die Zukunftswerkstätten sind kein Gremium, sondern ein

Prozess, in dem unterschiedliche Methoden und Instru-

mente zur Anwendung kommen. Im Mittelpunkt stehen

dabei die Bürgerinnen und Bürger als "Experten in eige-

ner Sache". Koordiniert wird jede Zukunftswerkstatt

durch eine Steuerungsgruppe mit Vertreterinnen und

Vertretern des Parteivorstandes, der Bundestagsfraktion

sowie der Arbeitsgemeinschaften und Foren. Sie bereiten

auch inhaltliche Impulse für den auf zwei Jahre angeleg-

ten Diskussionsprozess vor. Im Verlauf des kommenden

Jahres sollen die Arbeitsergebnisse dem ordentlichen

Parteitag 2011 als weiterentwickelte Programmatik zur

Beschlussfassung vorgelegt werden.

Parteireform und neue Dialogformen

Außerdem will die SPD im laufenden Jahr eine Parteire-

form erarbeiten mit dem Ziel, die Kampagnenfähigkeit in

und außerhalb von Wahlkämpfen zu erhöhen, die Arbeit

von Mandatsträgern stärker zu unterstützen und die

Beteiligungsmöglichkeiten von Mitgliedern auszubauen –

unter anderem durch regelmäßige Befragungen, Mitglie-

derentscheide und Urwahlen. Die Dialogstrukturen in der

gesamten Partei sollen zudem so weiterentwickelt wer-

den, dass sie, unabhängig der Arbeit in den Zukunfts-

werkstätten, offen sind für alle, die an progressiver sozi-

aldemokratischer Politik interessiert sind. Diskussionen in

kleinen Zirkeln und in geschlossenen Räumen reicht

nicht, so die Überzeugung. "Wir wollen das demokrati-

sche Gespräch auch dort suchen, wo es täglich stattfin-

det: im Alltag der Bürgerinnen und Bürger. Ein Schwer-

punkt der kommenden Zeit werden solche konkreten

Begegnungen vor Ort sein", heißt es im Arbeitspro-

gramm 2010 der SPD.

→ Das gesamte Arbeitsprogramm ist zu finden unter:
www.spd.de/de/aktuell/nachrichten/ 2010/01/Arbeitsprogramm-2010-

SPD-Unterschriftenkampagne gegen die geplante Kopfpauschale

„Ja zu einer guten Gesundheitsversorgung für alle“

Die SPD setzt sich mit einer Unterschriftenkampagne

„NEIN zur Kopfpauschale! Ja zu einer guten Gesund-

heitsversorgung für alle!“ gegen die Zerschlagung eines

solidarischen Gesundheitssystems ein.

Mit Regierungsübernahme hat die schwarz-gelbe Bun-

desregierung einen Angriff auf unser solidarisches

Gesundheitswesen gestartet. Ihr Ziel: Die – Jahrzehnte

lang bewährte – solidarische Krankenversicherung, die

Arbeitnehmer und Arbeitgeber gemeinsam tragen, soll

durch eine unsoziale Kopfpauschale abgelöst werden.

Verlierer werden Millionen von gesetzlich Versicherten

sein, die weniger medizinische Leistungen erhalten wer-

den und dafür noch auf finanzielle Unterstützung vom

Staat angewiesen sind. Gewinner sind gut verdienende

Privatversicherte, die sich aus der gesellschaftlichen

Solidarität verabschieden.

Gesundheit ist ein wertvolles Gut. Jeder Mensch muss

Zugang zur bestmöglichen medizinischen Versorgung

haben. Die SPD setzt sich für eine Gesellschaft ein, in der

alle solidarisch füreinander einstehen. Deswegen lehnen

wir die Kopfpauschale der schwarz-gelben Koalition ab.

Die Kopfpauschale hat Schwarz-Gelb bereits im Koaliti-

onsvertrag vereinbart. Alle Versicherten sollen den glei-

chen Betrag bezahlen, unabhängig von ihrem Einkom-

men. Besonders belastet werden die Bezieher mittlerer

und kleiner Einkommen sowie Arbeitslose und Rentnerin-

nen und Rentner. Die Union kehrt damit unmissverständ-

lich zu ihrem marktradikalen Kurs des Leipziger Bundes-

parteitags von 2003 zurück.

 Die Kopfpauschale ist ungerecht, weil sie unab-

hängig vom Einkommen erhoben wird. Die Kos-

ten für Geringverdiener steigen und Bezieher

hoher Einkommen tragen weniger bei.

 Sie macht einen sozialen Ausgleich nur noch

durch Bittstellerei beim Staat möglich.

 Und sie führt dazu, dass gute medizinische Leis-

tungen nur noch über private Zusatzversiche-

rungen zu bekommen sein werden.

Informationen zur Kampagne: www.spd.de/petition/NeinzurKopfpauschale/index.html
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SERIE: „SOZIALDEMOKRATISCHE KÖPFE“

Portraitsammlung über SPD-Persönlichkeiten

Auf der Homepage www.martin-doermann.de sind frühere Portraits in einer Sonderausgabe abrufbar (Startseite).

Vorgestellt: Florian Pronold

Vorsitzender der SPD Bayern und stellv. Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion

Biografie

Geboren am 28 Dezember 1972 in Passau; ledig.

Beruflicher Werdegang

Nach dem Abitur, von 1992-1995 Ausbil-

dung zum Bankkaufmann und anschließen-

de Tätigkeit bei der Sparkasse Deggendorf.

Von 1995-2002 Studium der Rechtswissen-

schaft an der Universität Regensburg; ers-

tes juristischen Staatsexamen 2000. Nach

Ableistung des Referendariats 2002 erfolg-

reicher Abschluss des zweiten Staatsexa-

men und seitdem als Rechtsanwalt zugelas-

sen. Seit 2002 Mitglied des Bundestages.

Politischer Werdegang

Seit 1989 Eintritt in die SPD und Neugrün-

dung der Juso-AG Deggendorf, Wahl zum Sprecher.

1991/1992 Juso-Bezirksvorsitzender Niederbayern,

Wahl zum stellv. SPD-Ortsvorsitzenden in Deggendorf,

und in den SPD-Bezirksvorstand Niederbayern

1993 Wahl zum damals jüngsten Mitglied des Landes-

vorstandes der SPD in Bayern.

1995 Wahl zum stellvertretenden Juso-Landes-

vorsitzenden.

seit 1996 Stadtrat in Deggendorf.

1999-2004 Vorsitzender der Jusos.

seit 1999 Mitglied des Landesverbandes

der BayernSPD.

seit 2002 Mitglied im Präsidium der

BayernSPD.

2004-2009 Stellvertretender Sprecher der

Arbeitsgruppe Finanzen.

2004-2009 Stellvertretender Landesvor-

sitzender der BayernSPD.

seit 2005 Kreisrat in Deggendorf.

seit 2006 Vorsitzender der Landesgruppe

Bayern in der SPD-Fraktion und Mitglied

des Fraktionsvorstands.

seit 2007 Mitglied des Parteivorstands der SPD.

07/2009 Landesvorsitzender der BayernSPD.

seit 10/2009 Stellvertretender Vorsitzender der SPD-

Bundestagsfraktion.

seit 11/2009 Mitglied des Präsidiums der SPD.

10 persönliche Fragen an Florian Pronold

1. Welche politischen Vorbilder haben Sie?

Willy Brandt.

2. Wen würden Sie gerne einmal treffen?

Papst Benedikt, um mit ihm über die neue Sozial-

Enzyklika zu sprechen.

3. Ihre liebsten Urlaubsziele?

Kuba.

4. Ihre Leidenschaften?

Bücher.

5. Ihr politisches Leitmotiv?

„Liaba bäs ois bled“ (deutsch: Lieber böse als blöd)

6. Ihr Lieblingsfilm?

Harold and Maude

7. Ihre Lieblingsmusik bzw. Lieblingssänger?

Salsa.

8. Wen oder was nehmen Sie mit auf eine einsame

Insel?

Zur Strafe denjenigen, der sich diesen Fragebogen aus-

gedacht hat.

9. Ihre Lieblingsbücher?

Viel zu viele, aber zur Zeit Werke von Bertolt Brecht.

10. Über wen lachen Sie am liebsten?

Über niederbayerische Kabarettisten, wie meinen Azubi-

Kollegen Django Asül, oder Ottfried Fischer und Bruno

Jonas.
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INFOS ZU MARTIN DÖRMANN, MdB IMPRESSUM

Aufgabenschwerpunkte: Wirtschaft und Medien

 Seit 2002 direkt gewählter Bundestagsabgeordneter im Wahlkreis Köln I

Funktionen und Mitgliedschaften im Deutschen Bundestag

 Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

 Stellv. Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie

 Stellv. Mitglied im Ausschuss für Kultur und Medien

 Mitglied im Unterausschuss „Neue Medien“

 Mitglied in der Enquête-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“

 Medienpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion

 Mitglied im Vorstand der SPD-Bundestagsfraktion

 Mitglied im Vorstand der NRW-Landesgruppe der SPD-Bundestagsfraktion

 Berichterstatter der SPD-Fraktion für Telekommunikation und Raumfahrt

Sonstige Funktionen

 Mitglied im Beirat der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommuni-

kation, Post und Eisenbahnen

 Mitglied der Medienkommission beim SPD-Parteivorstand / Koordinator für

den Gesprächskreis „Digitale Infrastruktur“

Die Büros in Berlin und Köln

Sitzungswochen des Deutschen Bundestages 2010

Die 3., 4., 6., 8., 9., 11., 12., 16., 18., 20., 23., 24., 26., 27., 37., 39., 40., 43.,

45., 47., 48. und 50. KW sind Sitzungswochen. Eine Übersicht ist abrufbar unter:

www.bundestag.de/parlament/plenargeschehen/sitzungskalender/index.html
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